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Betreff:  

Intensivierung der Organisationsuntersuchungen zur Verbesserung der 
Personalsituation bei der Stadtverwaltung Leverkusen 
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 02.01.2023 
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                                           Leverkusen, den 2.1.2023 

 

 

An den Oberbürgermeister der Stadt Leverkusen,  

Herrn Uwe Richrath, 

Büro des Rates 

 

Bitte setzen Sie nachfolgenden Antrag auf die Tagesordnung der 

zuständigen Gremien sowie die des Rates : 

 

Die Organisationsuntersuchungen für die Bereiche Bürgerbüro, 

Bauverwaltung und Straßenverkehrsamt mit dem Ziel einer deutlich 

besseren Personalausstattung werden intensiviert, und der Rat, ab 

der ersten Ratssitzung in 2023, quartalsmäßig über diese Unter-

suchungen informiert.   

 

Begründung : 

 

Seit einigen Wochen ist es durch vermehrte Personalausfälle durch 

Krankheit und Kündigungen zu weiteren, ja zunehmenden Engpässen in 

den besonders bürgerrelevanten Bereichen Bürgerbüro, Bauver-

waltung und Straßenverkehrsamt gekommen. 

Die Verwaltung möge bei der Behandlung dieses Antrages berichten, 

wie sie gedenkt, diese Missstände zeitnah zu beheben. 

Die bisher ergriffenen Maßnahmen zur Einstellung neuen Personals 

bzw. zur Schulung verwaltungsinterner Kräfte, waren augenscheinlich 

bisher nicht geeignet, den offensichtlich weiter zunehmenden 

Personalnotstand in diesen Bereichen zu beheben.  

Zudem erscheint die Organisationsuntersuchung der Gemeindeprüf-

anstalt NRW, die u.a. als Grundlage der städt. Personalbemühungen 

diente, bereits überholt und eine Überarbeitung notwendig zu sein.  

Auch bei der, u.a. in z.d.A. Rat, bereits vor Monaten angekündigte 

zentrale Einführung des Onlinezugangsgesetzes für diese Verwal-



tungsbereiche bis Mitte des Jahres 2022 sieht unsere Fraktion 

keinen effektiven Fortschritt. 

Deshalb beantragt unsere Fraktion eine deutliche Intensivierung 

dieser Bemühungen, um weitere lange bürgerferne Wartezeiten und 

fehlende sowie fehlerhafte Online-Terminierungen endlich abzu-

stellen, und den Rat quartalsweise über den Stand dieser intensi-

vierten  Bemühungen zu unterrichten. 

Ein „Weiter so !“ darf es für unsere Bürgerinnen und Bürger nicht 

geben.  

 

 

Peter Viertel       Karl Schweiger 

 

 

i.A. Erhard T. Schoofs       
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